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Wieder einmal eine Spaltung.
Seit der Zeit, in welcher die Sozialdemokratie an-

fing, ſtärker und ſtärker zu werden, iſt mit ſyſtematiſcher
Regelmäßigkeit die Legende von der Spaltung und dem
gerfall der ſozialdemokratiſchen Partei wiedergekehrt.
Auch jetzt bietet wieder ein Vorkommnis Anlaß für
die geſamte gegneriſche Preſſe, mit einem gewiſſen
Behagen von der Spaltung im ſozialdemokratiſchen
Lager zu fabulieren. Den Grund hierzu gab eine
Volksverſammlung in Berlin ab, welche gegen das
Verhalten des „Berliner Volksblattes“ gegenüber der
in der bekannten Boykottangelegenheit gegen die Berliner
Brauereien gewählten Lohnkommiſſion Stellung nehmen
ſollte. Das „Berliner Volksblatt“ ſoll in der bekannten
Bierſperre eine im Widerſpruch mit den Beſchlüſſen
der Volksverſammlungen ſtehende Haltung eingenommen
haben. Jn jener Verſammlung war auch der Abg.
Bebel erſchienen, um ſich gegen den von den Berlinern
inſzenierten Brauereiboykott zu wenden und denſelben
ſchlankweg für eine Dummheit zu erklären, weil ein
ſolcher Boykott, der ſich nicht bloß gegen einige hundert
Brauereien, ſondern gleich gegen Zehntauſende von
Wirten richtet, einfach nicht ausführbar ſei. „Wenn
der Boykott ein Krieg iſt, dürfen ſie ſich nicht wundern,
wenn auch von gegneriſcher Seite geſchoſſen wird.“ Es
liegt auf der Hand, daß der Abg. Bebel hiermit ſich
entſchieden im Rechte befindet und daß Bebel, wenn
das „Berliner Volksblatt“ ſich gegenüber den Be
ſchlüſſen der betreffenden Volksverſammlungen ablehnend
verhalten hat, dieſe Haltung nur gutheißen konnte.
Die hierauf bezüglichen Aeußerungen lauten:

„Jch kann keineswegs zugeben, daß die Beſchlüſſe
einer Volksverſammlung für die Redaktion eines Arbeiter-
blattes bindend ſein ſollen. Die Volksverſammlung
iſt doch nicht bloß von Parteigenoſſen beſucht. Es
werden oftmals in einer Volksverſammlung Beſchlüſſe
gefaßt, an denen viele ſich beteiligen, die morgen nicht
mehr wiſſen, was ſie heute gethan. Auch kommt es
doch vor, daß Volksverſammlungen entgegengeſetzte
Beſchlüſſe faſſen. Die Redaktion eines ſozialdemokratiſchen
Blattes hat lediglich dafür zu ſorgen, daß in der
Zeitung das Parteiprinzip nicht verletzt wird. Geſchieht
dies, dann iſt es allerdings notwendig, auf Entfernung
der Redakteure hinzuwirken. Wenn aber wegen jedes
Fehlers, den einmal die Redaktion eines ſozialdemo-
kratiſchen Blattes begeht, eine Volksverſammlung ein
berufen werden ſoll, dann dürfte dies ſehr bald zur
Zerſetzung der Partei führen, und die Partei würde
außer dem Schaden auch den Spott ernten.“

Die Verſammlung faßte trotzdem den Beſchluß, daß
ſich das „Berl. Volksblatt“ den Beſchlüſſen der Volks
verſammlung zu fügen habe. Aus dieſer Differenz
zwiſchen der Verſammlung und dem Abg. Bebel wird
nun der Zerfall der Sozialdemokratie vorhergeſagt.
„Herr Bebel hat eine Niederlage erlitten der Sieges-
rauſch der ſouveränen Sozialdemagogen will von dem
„Chef“ keine Belehrung mehr annehmen. Und doch
hat Herr Bebel ſelten ſo maßvoll geſprochen, wie
an dieſem Abende“ ſagt hierzu die „Hall. Ztg.“
und nachdem dieſelbe noch Bebels Anſichten über den
Streik und Boykott reproduziert, ſchließt ſie einen
„Siegesrauſch und Katzenjammer bei den Sozialdemo-
kraten“ betitelten Leitartikel mit folgenden Worten

„Ob ſich die Herren das hinter's Ohr ſchreiben?
Vorläufig noch nicht; iſt aber der Siegesrauſch erſt
gänzlich dahingeflogen, was angeſichts der erfolgloſen
Streikes und Boykotts nicht mehr lange ausbleiben
kann, dann wird der wohlverdiente Katzenjammer nicht
ausbleiben, in deſſen „grauem Elend“ der durch die
Streik-Hetzer verführte und ruinierte Arbeiter endlich
zu der ſchmerzlichen Erkenntnis gelangen muß daß
der Siegesrauſch vom 20. Februar eigentlich in ge-
färbtem und vergiftetem Waſſer getrunken wurde!“

Und in dieſer Tonart pfeifen mehr oder weniger
alle gegneriſchen Blätter, von den konſervativen bis
herab zu den „unparteiiſchen“. Das einzige Blatt,
dem wir bis jetzt begegnet und welches eine objektive
Haltung gegenüber dieſem Vorkommnis eingenommen
hat, iſt die Berliner „Volkszeitung“. Die Ausführungen
des genannten Blattes ſind ſo zutreffend, daß wir
denſelben hier vollinhaltlich Raum geben wollen. Das
Blatt ſchreibt:

„Die Rede, welche der Abgeordnete Bebel vor einigen
Tagen in einer hieſigen Volksverſammlung gehalten
hat, iſt ſeitdem der Gegenſtand unzähliger Kommentare
in deutſchen Blättern geweſen. Leider aber faſt durch
weg oder doch ganz überwiegend ſehr unverſtändiger
Kommentare. Nur vereinzelt wurde, wie von dem
parlamentiſchen Korreſpondenten der „Breslaner Ztg.“

7 hervorgehoben, daß gerade durch Bebels
ede die Gehäſſigkeit und Sinnloſigkeit des Sozialiſten

geſetzes klargeſtellt werde und insbeſondere auch die
beiſpielloſe Kurzſichtigkeit des Bismarck-Puttkamerſchen
Syſtems, welches bekanntlich einen beſonderen Stolz
darein ſetzte, Bebel in Berlin niemals öffentlich ſprechen
zu laſſen. Die meiſten Kommentare der bürgerlichen
Preſſe äußern ſich über Bebels Rede dahin, daß die-
ſelbe auf tiefgehende Spaltungen innerhalb der ſozial-
demokratiſchen Partei ſchließen laſſe und daß die Ar-

beiter es doch ein bischen gar zu toll getrieben haben
müſſen, wenn ſelbſt Bebel ihnen die Köpſe waſche.
Woran ſich dann etwa noch in komiſcher Herablaſſung
ein Lob Bebels, der ja nun anfange, vernünftig zu
werden, zu knüpfen pflegt.

„Jn dieſen Urteilen giebt ſich wieder einmal die ganze
Unbelehrbarkeit kund, welche neun Zehntel der bürger-
lichen Preſſe gegenüber der Arbeiterbewegung kenn-
zeichnet. Man ſollte denken, daß, wenn Bebel ſich den
Luxus geſtatten darf, öffentlich ſeine Parteigenoſſen an
den alten Weisheitsſatz zu erinnern, daß Maß zu
halten in allen Dingen gut ſei, die innere Feſtigkeit
ſeiner Partei recht befriedigend ſein müſſe. Denn
wenigſtens Politiker, wie Bebel, pflegen nicht mit
Steinen zu werfen, wenn ſie in einem Glashauſe ſitzen.
Jn der That aber iſt das Gefüge der ſozialdemokra-
tiſchen Partei ſo feſt, wie das Gefüge vielleicht keiner
anderen Partei. Sie hat eben eine Reihe von Schwierig-
keiten in ſie tief berührenden Fragen ſpielend über-
wunden, ſo überwunden, wie keine andere Partei ein
gleiches Maß von diffizilen Entſcheidungen überwunden
haben würde. Es ſei nur an die kaiſerlichen Erlaſſe,
den zwanzigſten Februar, den erſten Mai, die Preis-
gabe des Sozialiſtengeſetzes c. erinnert! Eine Kon-
ſtitution, welche dieſe jähen Temperaturwechſel ohne
Schaden erträgt, deutet jedenfalls auf eine bemerkens-
werte Geſundheit hin, und beſonders freiſinnige Blätter,
die ſich doch erinnern könnten, welchen Kampf ſchon
ein halber Wahlerfolg und einige höfliche Rede-
wendungen eines neuen Miniſters in einer anderen
Partei hervorgerufen haben, ſollten ſich nicht in gar
zu billigem Hohne über Bebel's Rede ergehen.

„Wir an unſerm Teile ziehen es vor, wie bisher, ſo
auch fortan die Arbeiterbewegung als eine ernſte Sache
zu betrachten, ſie demgemäß ernſt zu behandeln und
uns wie andere nicht mit dem alten Eia Popeia der
„Spaltungen und des „Rückgangs“ der Sozial
demokratie zu täuſchen. Daran iſt nach unſerer Kennt-
nis der Dinge nicht zu denken und glücklicherweiſe
nicht! Sollen wir überhaupt zu einer friedlichen und
ruhigen Entwickelung der deutſchen Verhältniſſe ge-
langen, ſo brauchen wir eine geſchloſſene und ſtarke
Arbeiterpartei, wie das liebe Brot. Das bischen
Schaumſpritzen, welches ſich jetzt in der Sozialdemo
kratie zeigt, erklärt ſich als eine Nachwirkung des
Sozialiſtengeſetzes; es mag das Schifflein der Partei
ein wenig ins Schaukeln bringen, aber umwerfen wird
es dasſelbe noch längſt nicht.

„Soweit über die „Spaltungen“, welche die bürger-
lichen Auguren aus den Eingeweiden der Bebel'ſchen

6) Der tote Gaſt.
Novelle von Heinrich Zſchokke.

(Fortſetzung.)

Die Formalität des Geburtstagskuſſes begann. Man
ging rings um den Tiſch, ſich geſegnete Mahlzeit wünſchend,
einander entgegen. Waldrich empfing von jedem Um-
armung und Kuß. Er traf auf Fräulein Bantes.
Unbefangen höflich näherten ſie ſich einander und
gaben einander den Kuß aber indem ſie ihn gegeben
hatten, ſahen ſie einander auf ſonderbare Weiſe in die
Augen, wie Perſonen, die ſich ganz unerwartet als
alte Freunde erkannt hatten.

Beide ſchwiegen ſahen Aug' in Auge, wie in
den Herzensgrund neigten ſich noch einmal mit
den Lippen zuſammen und wiederholten den Kuß, als
wenn der erſte gar nicht gegolten hätte.

Jch weiß nicht, ob das jemand bemerkt hatte, aber
das weiß ich Mama Bantes ſenkte beſcheiden ihre
Augen auf den Brillantring an ihrem Finger nieder.
Waldrich ließ ſich nun auch vom Aufſeher, Kaſſierer,
Buchbalter u. ſ. w. küſſen, fühlte aber keinen Kuß
mehr, verlangte keinen zweiten mehr, ſondern ließ jedes
mal den erſten gelten. Jn der That aber ſah er aus,
als wäre ihm die breite Bruſt zu eng geworden. Und

äulein Bantes ging ebenfalls mit einer Miene zum
ſter hin, als wäre ihr etwas angethan.

Doch das zerſtreute ſich bald. Die Heiterkeit nahm
ihr voriges Recht wieder ein. Zwei Wagen ſtanden
draußen angeſpannt, und man fuhr aufs Land, den
lieblichen Herbſtnachmittag im Grünen zuzubringen.

7.

Noch ein Geburtstag.
Den folgenden Tag war alles wieder beim Alten.

Der neue Hauptmann hatte vielerlei Geſchäfte abzu-
machen. Er hatte Erlaubnis erhalten, ſeinen General
zu beſuchen. Er hatte mit ſeinem Vorgänger mancher-
lei in Sachen der Kompagnie zu verrechnen. Das
machte eine Abweſenheit von einigen Wochen nötig.
Er reiſte vom Hauſe Bantes wie aus einem Vater
hauſe ab, man entließ ihn wie einen Sohn, mit freund-
lichen Ermahnungen, mit guten Lehren, mit wohl-
wollenden Wünſchen, wie einen, deſſen man ſicher iſt,
ohne Trauer und Wehmut um ſolch eine Trennung.

Waldrich und Friederike ſchieden ebenſo wie ſonſt,
wenn ſie etwa in eine Geſellſchaft, oder er zur Parade
ging. Nur erinnerte ſie ihn noch, daß er nicht zu
ihrem Geburtstage, am 10. November, fehlen dürfte.
Auch hatte ich das Vergnügen, meinen Freund auf
jener Reiſe einige Tage bei mir zu ſehen. Er freute

ſich ſeiner Beförderung, zweifelte aber, wie er aus den
Worten ſeines Generals ſchließen konnte, daß er
r der Kompagnie noch lange zu Herbesheim bleiben

rde.

Das ſagte er auch ganz unbefangen bei der Rück-
kunft im Hauſe Bantes. Man bedauerte, ihn wieder
verlieren zu müſſen.

„Doch“, ſetzte der Alte hinzu, „laſſen wir uns kein
graues Haar darum wachſen! Spät oder früh ſchickt
uns alle der droben in andere Beſatzung! Hier auf
dem Erdbällchen ſitzen wir einander, ob in dieſer oder
in jener Stadt, immer nahe genug, oft einander nur
allzu nahe. Die verdammten Engländer und der-
gleichen ſitzen meiner Fabrik zum Beiſpiel gerade auf
dem Nacken!“

Es verſteht ſich, Friederikens Geburtstag ward in
gewohnter Ordnung und Feierlichkeit begangen. Wald-
rich hatte ihr aus der Reſidenz eine neue Harfe, ein
zierliches Meiſterwerk, und auserleſene Muſikalien mit-
gebracht. Beides überreichte er e als die Reihe an
ihn kam. Ein breites, roſenfarbenes Seidenband
flatterte um die glänzenden Saiten.

Vater Bantes war hochſelig. Er ging ſtillvergnügt
und raſch im Speiſeſaal umher und rieb ſich ſo heim-
lich lächelnd die Hände, daß Frau Bantes, die ihm
verwundert mit den Augen folgte, ſich nicht enthalten
konnte, dem Kommandanten leiſe zuzuflüſtern:„Der Papa hat für uns och eine artige Ueber

raſchung im Hintergrunde.“
Jn der That, die kluge Matrone irrte ſich nicht.
Man ſetzte ſich nach dargebrachten Glückwünſchen

und Angebinden zu Tiſche. Als Friederike wie di
andern ihre Serviette vom Teller nahm fand ſie au
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Rede prophezeien! Wenn ſie nun aber gar mit
einer, wie e komiſchen Herablaſſung Herrn Bebel
als einen Mann loben, der vernünftig zu werden an
fange, und ſeine Rede benutzen, um die Arbeiter auf-
zuziehen, ſo zeigen ſie eben nur wieder, wie ſehr ihnen
alles in den kleinlichſten Fraktionsintereſſen aufgeht.
Käme es ihnen weniger auf dieſe und mehr auf das
allgemeine Wohl an, ſo würden ſie die Wirkung vonVedels Worten auf die Arbeiter ſicherlich nicht durch

ihre ſeichten Witzeleien ſtören. Hätte Herr Bebel auch
nur auf die taktiſchen Intereſſen ſeiner Partei geſehen,
ſo würde er vermutlich nicht ſo geſprochen haben, wie
er geſprochen hat; gerade daß er noch höhere und
wichtigere Intereſſen kennt, ſetzt ihn dem wohlfeilen
Spotte der Leute aus, die ſich politiſch und wiſſen-
ſchaftlich den ſozialdemokratiſchen „Demagogen“ wer
weiß wie überlegen dünken. Es iſt wirklich eine ver-
kehrte Welt, die aber darum haben wir keine Sorge

von den kommenden Ereigniſſen ſchon wieder auf
die Füße geſtellt werden wird.“

So die Berliner „Volkszeitung“, der wir nichts
mehr hinzuzufügen haben. Nur auf eine alberne Be
merkung der „Hall. Ztg.“, die auch mit ihrem Lobe
Bebels durch die vorſtehenden Ausführungen der „Volks-
zeitung“ getroffen wird, wollen wir noch hinweiſen.
Wir meinen die Bemerkung, daß ſich die Partei dem
Chef nicht mehr fügen wolle. Mit dieſer wie geſagt
albernen Auslaſſung zeigt eben das genannte Blatt,
daß es noch nicht das leiſeſte Verſtändnis von der
Sozialdemokratie, die es am liebſten bis auf den letzten
Mann vernichten möchte, hat. Jn unſerer Partei giebt
es eben keinen Abgott, vor dem wir auf dem Bauche
rutſchen, wie die „Männer“ von der „Hall. Ztg.“ vor
den Gewaltigen dieſer Erde; auch haben wir keinen
„Höchſtkommandierenden“, wie gewiſſe Parteien die
nach dem Dirigentenſtab derſelben ſich in die Bruſt
werfen oder umfallen. Jn unſerer Partei hat vielmehr
jedermann, der ſich auf den Boden unſeres Programms
ſtellt, das Recht freier Meinungsäußerung, und wenn
hier oder dort ſich eine Unebenheit herausſtellt, ſo kann
es ſich dabei nicht um Fragen prinzipieller Natur,
ſondern nur um ſolche taktiſcher Natur handeln. Dieſe
können aber das feſte Gefüge unſerer Partei nicht im
entfernteſten berühren, geſchweige denn eine Gefahr für
dasſelbe werden.

Volitiſche Aeberſicht.
Der am Sonntag in Kottbus ſtattgehabte

ſozialdemokratiſche Parteitag war von 62
Delegierten aus ſämtlichen Wahlkreiſen des Regierungs
bezirks Frankfurt a. Q. beſucht. Die ſozialdemokratiſche
Reichstagsfraktion war durch den Abgeordneten Wurm
vertreten, welcher das Thema „Die Taktik der Sozial-
demokratie nach der Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes“
in längerer Rede behandelte. Nach Wurm muß ſich
der Hauptkampf gegen die kapitaliſtiſchen Unternehmer
richten, welche ſich in großen Verbänden organiſiert
haben. Dieſer Kampf aber dürfe nicht nur mittelſt
des Streiks geführt werden er empfehle im Gegenteil,
von dieſer zweiſchneidigen Waffe nur in den äußerſten
Notfällen Gebrauch zu machen. Das Hauptbeſtreben
der Partei müſſe fortan darauf gerichtet ſein, politiſche
Macht zu gewinnen, damit ſie auf dem Wege der Ge
ſetzgebung beſſere Arbeitsbedingungen erziele. Deshalb
aber ſei es erforderlich, allenthalben politiſche Vereine
zu gründen, die es ſich zur Richtſchnur nehmen, unab-
läſſig für wirtſchaftliche Aufklärung zu wirken. Abſolut
notwendig ſei es ferner, die Frauen für die ſozial-
demokratiſche Bewegung zu gewinnen. Der Parteitag

ldann ied er ſich für die Reſolution, mit allenertthen Diner für die Einführung des achtſtündigen
Labeitstages wirken zu wollen. Mit der Erklärung,
daß die Negierungsvorlage betreffs des Arbeiterſchutzes
den Anforderungen der Arbeiter keineswegs preche,
wurde der Parteitag geſchloſſen.Hen Miguel, den Oberbürgermeiſter von

Frankfurt, laſſen verſchiedene Preßmitteilungen wieder
einmal Finanzminiſter werden. Die Leſer werden ſich
erinnern, daß dieſes Gerücht vor ganz kurzer Zeit ent
ſchieden dementiert wurde, ſogar von Herrn Miquel
ſelbſt. Jetzt wird die Nachricht von einigen Zeitungen
als verbürgt wiedergegeben, während andere ein Frageichen dahinter wachen Uns kann es Wurſt ſein, wer
Finanzminſſter iſt oder wird, bezahlen müſſen wir doch.

Nachdem Vorſtehendes geſchrieben, wird folgendes
Telegramm bekannt: Oberbürgermeiſter Miquel hat dem
hieſigen Magiſtrat und dem StadtverordnetenVorſteher
ſoeben telegraphiſch ſeine Ernennung zum Finanzminiſter
angezeigt; derſelbe trifft morgen hier ein, um ſich von
den ſtädtiſchen Kollegien zu verabſchieden.

Reichstag.
24. Sitzung vom 23. Juni.

Eröffnung 1 Uhr.
Die Beratung des Geſetzentwurfs über die Gewerbegerichte

wird fortgeſetzt mit dem S 49, betr. die Berufung, und den
dazu vorliegenden Anträgen Auer (auf Streichung des ganzen
Paragraphen), Klemm (die Berufung nicht ſchon einleiten zu
laſſen, wenn das geſamte Streitobjekt den Wert von mindeſtens
100 M. hat ſondern erſt dann wenn der Gegenſtand der
BerufungsBeſchwerde mindeſtens den Wert von 100 M. hat)
und Stumm (die Berufung in allen Fällen, alſo ohne Rückſicht
auf den Wert des Streitgegenſtandes, zuzulaſſen).

Abg. Meyer (freiſ.) führt aus, die Kommiſſion habe ſich in
bezug auf die Frage der Berufung auf ein mittleres geeinigt,
wodurch die Berufung weder ganz ausgeſchloſſen, noch auch für
alle Fälle eingeführt werde. Nun habe zwar der Abg. v. Stumm
vorgeſtern befürwortet, die Berufung überall einzuführen, wohl
weil er überhaupt die Gewerbegerichte nicht liebe und deshalb
ſchließlich alles in letzter Inſtanz den ordentlichen Gerichten zu
weiſen wolle. Was man von den Gewerbegerichten hauptſäch
lich wünſche, ſei eine ſchnelle Entſcheidung. Andererſeits wünſche
man auch die Möglichkeit, etwaige Jrrtümer der Gewerbe
gerichte zu beſeitigen. Und deshalb habe man in der Kommiſſion
den Mittelweg eingeſchlagen, wenigſtens für die Fälle von ge
ringerem Werte die Beſchleunigung der Sache in den Vorder-
grund zu ſtellen alſo die Berufung für dieſe Fälle aus-
zuſchließen. Er für ſeine Perſon was er ausdrücklich be
merke ſei kein Freund der Berufung, dieſelbe werde meiſtens
nur gefordert, wo der Despotismus herrſche. Das eigentliche
Volksrecht kenne die Berufuug nicht, letztere verbürge den Sieg
des formalen Juriſten Rechts über das Volksrecht. Für Fälle
der hier vorliegenden Art erkennten auch die gelehrten Richter
ihre Unzulänglichkeit in bezug auf Sachkenntnis. Er gehe aber
dennoch nicht ſo weit, das Prinzip, das er für richtig halte
Ansſchließung der Berufung gewaltſam in das Leben ein
zuführen. Er bitte deshalb, den Vermittelungsvorſchlag der
Kommiſſion anzunehmen.

Von dem Abg. Stadthagen geht jetze ein Antrag ein, den
8 49 dahin abzuändern daß als Berufungsinſtanz Gewerbe
gerichte fungieren, jedoch in anderer Beſetzung als derjenigen,
welche das erſte Urteil gefällt hat.

Geh. Rat Hoffmann empfiehlt den Antrag Stumm und
entgegnet auf die Aeußerungen Meyer's, die Regierung habe
auf keinen Fall bei dem Vorſchlage der Berufung auf dem
Standpunkte geſtanden etwa dadurch die Bedeutung der Ge
werbegerichte herabdrücken zu wollen. Die Regierungen hätten
vielmehr nur gewollt, daß den gegen Urteile von Gewerbe-
gerichten Rechtſuchenden dieſelben Garantien gewährt würden,
die andere Rechtſuchende in der Berufungsinſtanz beſäßen. Zu
den übrigen Anträgen abgeſehen von dem Antrage Stumm,
der lediglich die Regierungsvorlage wiederherſtellen will
hätten die Regierungen noch keine Stellung genommen, doch
könne er nur dringend bitten, keinesfalls über die Kommiſſions-
vorſchläge hinauszugehen. Für Berufungs Gewerbegerichte
würde es an dem Material fehlen.

Abg. v. Stumm erwidert dem Abg. Meyer, er ſei für die
Berufung, nicht um die Wirkſamkeit der Gewerbegerichte herab-
zuſetzen, ſondern vielmehr um das Vertrauen zu den Gewerbe-
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Abg. Stadthagen (Soz.): Der Schwerpunkt der liegtin ſo es ueſſi ſein, an das Lan r.
e Da meine ich, lieber darauf zu verz als

Art der g zulaſſen. Alle für das Landgericht
vorgebrachten Gründe können darüber nicht h daß
das Prinzip der Aburteilung durch Sachverſtändige durchaus
durchbrochen wird; es zeigt ſich in den Anträgen v. Stummwie in den gen ſfontektſen thatſächlich eine gewiſſe Ab

neigung gegen das ga erfahren, denn gerade bei dieſem
8. 49 iſt es beliebt worden dem nd enſchenverſtande
den Juriſtenverſtand gegenüberzuſtellen. Herr v. Stumm hat
am Sonnabend ſogar geſagt, der „ſogenannte“ geſunde Menſchen
verſtand müſſe durch das Landgericht eine heilſame Korrektur
erfahren. Wir ſind für den geſunden Menſchenverſtand und
wollen dementſprechend die Vorlage formulieren. Das Land
ericht iſt für den Arbeiter eine direkte Rechtsverweigerung.

enn wirklich ein ſchnelles Verfahren erreicht werden ſoll, ver
ſtehe ich nicht, wie das Landgericht als Berufungsinſtanz ge-
eignet ſein ſoll, wo die Berufungsfriſt einen Monat, die Ent-
laſſungsfriſt einen weiteren Monat währt, der erſte Termin
früheſtens nach zwei Monaten der zweite vielleicht wieder 2
bis 3 Monate ſpäter ſtattfindet, mit anderen Worten, das Recht
des Arbeiters mindeſtens ein halbes Jahr verſchleppt wird.
Die vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils beſſert nichts, denn
bekanntlich kann die Vollſtreckbarkeit abgelehnt werden wenn
Gefahr im Verzuge iſt oder ſonſt genügende Gründe vorliegen,
Das richtige Verfahren wäre allein das in unſerem Arbeiter
ſchutz Geſetzentwurf vorgeſchlagene der Berufung an die ſach
verſtändigen Arbeitskammern. Herr v. Stumm irrt ſehr, wenner unſeren Antrag auf Verwerſung der Berufung als jenem

Vorſchlag widerſprechend als übereilt bezeichnet. Wir haben
uns geſagt, wir bekommen doch bei dieſer Gelegenheit die Ar
beitskammern nicht, ſoviel Geld haben Regierung und Parteien
jetzt dafür nicht übrig wenn dieſe Einrichtung auch nur den
zehnten Teil der Forderung für Oſtafrika an Koſten ver
urſachen würde. Unter ſolchen Umſtänden wählen wir das
kleinere Uebel und ſtreichen die Berufung ganz. Warum ſoll
denn lediglich für 5 Proz. aller Fälle dieſes größere Uebel
beſtehen? Mein heutiger Vermittelungsantrag ſteht durchaus
auf demſelben Standpunkt. Jch gebe zu, daß ſeine Ausführung
Schwierigkeiten begegnet aber unüberwindlich ſind ſie nicht.
Das Material an Richtern wird ſtets vorhanden ſein, denn wir
haben doch den Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und vier Bei
ſitzer; die ſechs notwendigen Mitglieder ſind alſo da. Ein ver-
langſamtes Verfahren ſoll nicht ſtattfinden, wir laſſen deshalb
die Berufungsfriſt nur acht Tage betragen. Gegen den
Kommiſſionsvorſchlag muß ich mich ganz entſchieden erklären,
er iſt nicht gehauen und nicht geſtochen. Der Arbeiter wird
oft in die Lage kommen, um Objekte über 100 M. zu klagen,
z. B. wenn von mehreren Arbeitern gemeinſam vorgegangen
werden muß, oder in Fällen, die nicht rein vermögens-
rechtlicher Natur ſind. Jch bitte Sie, meinen Vermittelungs
antrag anzunehmen oder die Berufung ganz zu ſtreichen.

Abg. Porſch (Zentr.) empfiehlt die Kompromißvorſchläge der
Kommiſſion. Man dürfe zu den ordentlichen Richtern durchaus
Vertrauen haben. Der geſunde Menſchenverſtand und die
juriſtiſchen Kenntniſſe machten ſie durchaus geeignet für die
BerufungsJnſtanz. Auch bei den ſog. Fach Richtern werde
der geſunde Menſchenverſtand nicht ſelten getrübt durch Be
fangenheit. Keinesfalls dürfe man die Berufung ganz aus
ſchließen, denn auch bei den Gewerbegerichten würden ürteile
e men, gegen welche man die Berufung nicht werde miſſen

nnen.
Nachdem ſich in demſelben Sinne auch der Abg. Ackermann

(konſervativ) ausgeſprochen, hält der
Abg. Eberty (freiſ.) dem Antragſteller v. Stumm vor, wes-

halb man denn überhaupt ein ſolches Geſetz von 80 Para-
graphen mache, wenn man ausnahmslos für alle Entſcheidungen
der Gewerbegerichte die Berufung einführe. Man mache ja
dadurch ſämtliche Entſcheidungen der Gewerbegerichte zu nur
vorläufigen. Mache man darum ein ſolches Geſetz Er bitte
das Haus, an den Vorſchlägen der Kommiſſion feſtzuhalten.

Abg. Klemm (konſ.) empfiehlt noch kurz ſeinen Vorſchlag.Die Debatte wird ſodann geſchoſſen, n der 8 der
Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Bei dem S 50 wird ohne bemerkenswerte Debatte auf Antrag
Eberty beſchloſſen, daß die für die Zwangsvollſtreckung er
forderlichen Zuſtellungen durch das Gewerbegericht zu be-

wirken ſind. tMit dem 8 55 beginnt der Abſchnitt über die Thätigkeit
des Gewerbegerichts als Einigungsamt. Bei dem 8 56 bean
tragt der

Abg. Ackermann Hinzufügung der Beſtimmung, daß das
Einigungsamt ſeine Thätigkeit nur beginnen dürfte, wenn die
Vertreter beider Teile vorher die Unterwerfung unter den etwa
zu erlaſſenden Schiedsſpruch zu Protokoll erklärt haben.

beſchloß denn auch, an möglichſt allen Orten des Re- gerichten zu ſtärken.
Geh.-Rat Lohman n äußert ſich dahin, durch die Annahme

des Ackermann'ſchen Antrages würde das Geſetz jedenfalls nicht

dieſem ein koſtbares Halsband von vrientaliſchen Perlen,
einen prächtigen Brillantring und einen an ſie ge-
richteten Brief.

Das Fräulein erſtaunte freudig und hob die glän-
zende Schnur und den blitzenden Ring mit mädchen-
haftem Wohlgefallen empor. Herr Bantes ſah ſie mit
freudetrunkenen Augen an und weidete ſich an ihrer
und aller Anweſenden Ueberraſchung. Ring und Perlen-
band gingen darauf an der Tafel auf dem Teller um-
her, damit jeder die Pracht bequemer ſchauen könne.

Friederike hatte inzwiſchen den Brief erbrochen und
las ihn. Jhre Geſichtszüge verrieten noch mehr Er-
ſtaunen, als ſie ſchon vorher bei den Geſchenken ge-
äußert hatte. Herr Bantes ſchwamm in Seligkeit.
Die Mama ſtudierte mit einer ängſtlichen Neugier die
geſpannten Geſichtszüge der Tochter.

Friederike ſchwieg lange, indem ſie ſinnend das Blatt
betrachtete. Endlich legte ſie es nieder.

„Laß auch den Brief herumgehen!“ rief der ent
zückte Vater.

Sie gab den Brief verlegen und ſtumm an die neben
ihr ſitzende Mutter.

„Nun, Riekchen“, rief der Alte, „hat Dir die Ueber
raſchung den Atem benommen? Nicht wahr, der Papa
weiß es anzuſtellen

„Wer iſt der Herr von Hahn?“ fragte Friederike
mit ernſter Miene.

„Wer anders denn, als der Sohn meines alten
ehemaligen Aſſociée Hahn, des berühmten Bankiers

Könnteſt Du für Dich einen andern erwarten Der
Alte hat beſſere Geſchäfte gemacht, als ich hier mit
meiner Fabrik. Nun ſetzt er ſich in Ruhe. Sein
Sohn, der junge Hahn, übernimmt die ganze Sache
des Alten und Du wirſt die Henne des jungen Hahn.“

Frau Bantes gab, indem ſie mit dem ſich ſanft hin
und her wiegenden Kopfe eine ſtille Mißbilligung an
deutete, den Brief an den Kommandanten. Der Jn-
halt war folgender:

„Zu Jhrem Geburtstage, mein ſchönes Fräulein,
drängt ſich, leider diesmal nur im Geiſte, weil der
Arzt bei der rauhen Witterung die Reiſe unterſagt hat,
ein Jhnen Unbekannter! Ach, daß ich ſagen muß:
„Unbekannter“ daß ich nicht ſtatt dieſer Zeilen
ſelbſt nach Herbesheim fliegen und dort um Jhre
Hand flehen und das, was unſere guten Väter in der
Herzlichkeit ihrer Jugendfreundſchaft wegen unſerer
Verbindung beſchloſſen haben und was meine Sehnſucht
ſo ungeduldig verlangt, vollenden kann! O mein an
gebetetes Fräulein, mit der erſten milden Witterung
erle ich, wenn auch noch etwas kränklich, nach Herbes-
heim Ich ſegne mein Schickſal! Jch mache es zur
Aufgabe meines Lebens, daß auch Sie einſt unſer
vereintes Schickſal ſegnen ſollen. Nur um die Hand
darf ich flehen, ich weiß es, nicht um das
Dieſes kann ſich nur frei hingeben, aber laſſen Sie
mir wenigſtens die Hoffnung, es verdienen zu können!

reicher als die Kunſt meines Arztes heilen und ſtärken
würde Sie ließen mich nicht vergebens bitten
Erlauben Sie, daß ich mich in Verehrung und Liebe
nennen darf Jhren Verlobten, Eduard von Hahn.“

Der Kommandant ſah ernſt und ſtarr auf den Brief.
e hatte d r Iaefeben eines Leſenden, ſon-
rn eines Denkenden, oder, i ö eein Träumenden. Wöchte Ueber ſagen
Jnzwiſchen wollte Vater Bantes durchaus, Friederiſolle ihre mädchenhafte Ziererei abthe W r

mal recht offen und ehrlich bekennen, daß ſie ſich freue.
„Aber, Papa, wie kann ich das Jch habe dieſen

Herrn Bankier von Hahn in meinem Leben nicht geſehen.“
„Närrchen, ich verſtehe Dich, natürlich! Aber ich

rn z Troſt und Frieden geben. Er iſt
„einer, ſchlanker, großer Jüngling, ein hüMilchgeſicht. Etwas ſchwächlich v t ſchon

das iſt vermutlich vom plötzlichen Wachſen gekommen.
Er war gewaltig in die Höhe geſchoſſen.“

„Wann ſahen Sie ihn denn, Papa
hat ich das letzte Mal in der Reſidenz war. Laß
r es mögen zehn zwölf Jahre ſein!ch brachte Dir damals die ſchöne Puppe mit, wie
hieß ſie doch? Sie war faſt ſo groß wie Du. Die

Herz. Babette, Roſette, Liſette oder dergleichen. Nun weißt
Dus. Der junge Hahn mochte kaum zwanzig J

rezählen. Ein rechtes Milchgeſicht, ſag 5 Dir De
Wenn Sie wüßten, wie glücklich nur eine kleine Zeile
von Jhrer Hand mich machen, wie dieſe mich wunder

ſollſt ihn nur ſehen!“ (Fortſetzung folgt.)
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rerbeſſert werden. Die Bedeutung des Einigungsamtes liege
darin, daß man die Parteien veranlaſſe, überhaupt mit einander

verhandeln. Bisher es an Gelegenheiten zu ſolchen
ndlungen g olle man nun die Parteien von vorn

perein verp ichten, ſich dem Schiedsſpruch zu unterwerfen, dann
warden die Parteien ſich auch von vornherein ſehr ſelten zu
zerhandlungen verſtehen.

Abg. Goldſchmidt (freiſ.) pflichtet dem Herrn Kommiſſar
zurchaus bei, ebenſo Abg. Singer (Soz.Dem.) Auch dert Hammacher (natl.) iſt dem Antrage Ackermann ent
gegen Bei dieſen ganzen Beſtimmungen über das Schieds
ericht als Einigungsamt gehe man ja ohnehin von der Voraus

ſ ung aus, daß diejenigen, welche das Schiedsgericht anrufen,
moraliſch verpflichtet fühlen würden, ſich dem Schiedsſpruche
unterwerfen. Die Partei, die das nicht thue, würde ſich ja

vor der Oeffentlichkeit in's Unrecht ſetzen.
Der Antrag Ackermann wird ſodann r
z 69 ordnet an, daß das Geſetz keine Anwendung finde auf

Sehilfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften,
ſowie auf Arbeiter, welche in den unter der Militär oder
Marineverwaltung ſtehenden Betrieben beſchäftigt ſind.

Ein Antrag Auer will Streichung dieſes Paragraphen.
Abg. Hirſch (freiſ.) fordert Streichung dieſes

Paragraphen betreffend die Arbeiter in Militär und Marine
betrieben. Nehme man dieſe Arbeiter von den Vorteilen, welche
dieſes Geſetz den übrigen Arbeitern bringe, aus, ſo bekunde
das ein außerordentliches Mißtrauen der Regierung in ihre
eigene Schöpfung. Jn den Arbeitern in jenen ſtaatlichen Werk
ſätten, die doch keine Beamten ſeien, würde das Gefühl ent
ſtehen, daß ſie gegen ihre Kameraden zurückgeſetzt würden.

Geh. Admiralitätsrat Dr. Holtz bittet dagegen, jede Ab
ſchwächung des Paragraphen abzulehnen und ſogar die Regierungs
vorlage wieder herzuſtellen, alſo zu beſtimmen, daß das Geſetz
auch auf die Arbeiter in der Reichsdruckerei und in den Staats
eiſenbahn Werkſtätten keine Anwendung finde. Es liege im
Intereſſe der Disziplin, daß nicht Vorgeſetzte, geſchweige denn
militäriſche Vorgeſetzte genötigt werden könnten, ſich den Ge
werbegerichten zu unterſtellen. Den Arbeitern in den Staats
Werkſtätten ſtehe ja auch die Beſchwerde bis zur höchſten Stelle

en. 3b Tutzauer: Die Disziplin iſt in der Privatinduſtrie
nicht minder notwendig, als in den Staatsbetrieben. Wenn in
der Marine- Verwaltung ſich kein Bedürfnis herausgeſtellt haben
ſoll, ihre Arbeiter unter dies Geſetz zu ſtellen, ſo möge man
doch erſt abwarten, ob die Marine- Arbeiter ſich nicht eben ſo
zahlreich dieſem Geſetz unterwerfen werden, wie die anderen
Arbeiter. Die Staats Anſtalten ſind noch keine MuſterAnſtalten,
und wir haben es oft erlebt, daß dieſe Staatsarbeiter ſich
klagend an Reichstag und Landtag gewandt haben. Erſt heute
habe ich eine Beſchwerde erhalten darüber, daß ein oberſchleſi-
ſcher Hilfsbremſer oder Wagenſchmierer gezwungen iſt, in dem
teuren Breslau zu wohnen, und von ſeinen 1,40--1,80 M.
täglich nicht nur Kranken- und Unterſtützungs, ſondern auch
Strafgelder zu zahlen. Dieſe Strafgelder bilden oft den Gegen
ſtand des Streits. Man ſollte hier keine Ausnahme machen.

Preußiſcher Major Bahn betont dem gegenüber den großen
Unterſchied zwiſchen Privat und Staats-Werkſtätten, der darin
liege, daß bei letzteren der Zweck der Erzielung eines eſchäfts
gewinnes fortfalle. Die Frage, ob militäriſche Arbeiter Arbeiter
im Sinne der Gewerbeordnung ſeien, ſei ja auch ſchon bei der
Frage der Heranziehung der Arbeiter zu den Gemeindelaſten
verneinend entſchieden worden. Ein Direktor der militäriſchen
Behörden müſſe das volle Vertrauen ſeiner Arbeiter beſitzen,
ſein Anſehen und ſeine Autorität würden erſchüttert, wenn er
nicht ſelbſtändig entſcheiden könne, ſondern ſeine Entſcheidung
der Prüfung und eventuell Verwerfung durch die Gewerbe
gerichte unterliege.

Abg. Hirſch erhebt Bedenken dagegen, daß man gewiſſer
maßen einen Staat im Staat bilden wolle und Arbeiter, welche
an ſich nicht militäriſch thätig ſeien, dennoch als ſolche dem
vorliegenden Geſetze nicht unterſtellen wolle. Mit demſelben
Rechte, mit dem dies hinſichtlich der Arbeiter in Militär-
Werkſtätten geſchehe, müſſe man eigentlich auch die Eiſenbahn
WerkſtättenArbeiter von dem Geſetze ausnehmen, denn deren
Disziplin ſei in Kriegszeiten von ebenſo großer Bedeutung,
wie die Disziplin der Arbeiter in Militär Werkſtätten. Daß
die Unterſtellung unter dieſes Geſetz, alſo unter ein Geſetz,
welches mit allen Garantien der Unparteilichkeit umgeben
werden ſolle, die Disziplin ſchädige, ſei zu beſtreiten. Der
Reichstag möge bei dieſem Paragraphen dem Grundſatz der
Gleichheit aller vor dem Geſetze Anerkennung verſchaffen.

Abg. Auer (Soz.): Wenn die Militärfabriken auch nicht
auf Gewinn arbeiten, ſo findet in denſelben doch dieſelbe Lohn
drückerei ſtatt wie in Privatanſtalten. 1830-—31 hat mein
Lehrmeiſter in Baiern für den Torniſter ſchon dasſelbe Geld
erhalten, wie 1866; 1870--71 war aber der Lohn auf die
Hälfte herabgeſunken und wird fortgeſetzt gedrückt. Auch dieFrauenarbeit zum Zwecke der Peſtſchnederei iſt in den

Militärfabriken eingeführt. Nicht die militäriſchen Vorgeſetzten,
ſondern die Zwiſchenperſonen, Vorarbeiter, Werkmeiſter c.
machen ſich den Arbeitern gegenüber in der unangenehmſten
Weiſe geltend. Der Kommiſſar meint, die Arbeiter fänden im
Jnſtanzenwege ihr volles Recht, als aber in Spanda die zehn
ſtündige Arbeitszeit eingeführt wurde, beſprachen die Arbeiter
der Militärfabriken in München in einer Verſammlung dieſelbe
und forderten ſie auch für ſich. Sie erhielten allerdings die
Antwort, daß Erwägungen darüber ſtattfanden, aber der
Leiter der Verſammlung wurde auf die Straße geſetzt. Nun,
da haben .Sie's! So unruhige Elemente kann man nicht
gebrauchen. Disziplin mag ja im Falle einer Mobilmachung
nötig ſein, aber in dieſem Falle werden die Privatanſtalten
viel mehr in Anſpruch genommen, als die Militärfabriken, und
daher müßten aus denſelben Gründen die Arbeiter der erſteren
aus dem Geſetze herausgelaſſen werden. Jch kann dem nicht
zuſtimmnn, daß den Arbeitern, welche ein reines Privatver
hältnis zu den Militärfabriken ohne jeden Vorzug haben, ein
Recht entzogen wird, das allen anderen zugeſtanden iſt.

Major Bahn und bairiſcher Bevollmächtigter Landmann
treten beſonders den Angaben des Vorredners über Lohn-
drückerei entgegen. Der Lohndruck werde in die Staatswerk-ſtätten von Hußen hineingetragen.

Abg. Singer: Mir iſt nicht bekannt geworden, daß der
frühere Bericht des bairiſchen Fabrikinſpektors bezüglich der
Beiträge zur Unfallverſicherung zurückgenommen worden iſt.
Wir ſind, da die Spezialberichte der r s uns
nicht zugehen, das Sachverhältnis zu prüfen nicht in der Lage.
Bei unſeren neulichen Mitteilungen hat es ſich übrigens nicht
'um einen vereinzelten Fall, ſondern um mehrere gehandelt.
Ueberdies wurde dies den bairiſchen Bevollmächtigten noch
keineswegs berechtigen, zur Vorſicht gegen die Ausführungen des
Abg. Auer zu machen. Damit ſind ſeine Behauptungen nicht
widerlegt. Herrn Major Bahn weiſe ich darauf hin, daß der
Vorſteher der hieſigen Eiſenbahnwerkſtätten Arbeiter entlaſſen
hat, weil ſie an einer Verſammmlung teilgenommen haben, in
welcher Delegierte gewählt werden ſollten zur Beſprechung ihrer

Die Uebelſtände auf dieſem Gebiete laſſen den
unſch außerordentlich begründet erſcheinen, die Arbeiter in

Reichsbetrieben ebenfalls unter die Vorteile und Wirkungen des
vorliegenden Geſetzes zu ſtellen. Herr Major Bahn ſcheint zu
glauben, daß überall, wo nicht der abſoluteſte, blinde Gehorſam
zum Ausdruck kommt, die ſtaatliche r nicht aufrecht zu
erhalten ſei. Die Auffaſſung, daß der Arbeiter ein willenloſes
Werkzeug iſt, iſt nicht mehr zu halten. Die Militär und
Eiſenbahnbetriebe können den Leuten die in einem

rivatverhältnis ſtehen, nicht dasjenige disziplinariſche Ver
alten üben, wie den Beamten gegenüber, die penſionsberechtigt
ind und Verſorgung beanſpruchen können, wenn ſie in ihrer

Arbeit krank und alt geworden ſind. Wenn Arbeiter über
40 Jahre oder ſolche, die nicht mehr imſtande ſind, die
Leiſtungen ſo zu erfüllen wie jüngere Kräfte, entlaſſen werden,
wenn die ſtaatlichen Jnſtitute alles thun, was in der Privat
induſtrie frei gegeben iſt, dann haben ſie nicht das Recht, Aus
nahmebeſtimmungen für ſich zu verlangen, ſondern ſie müſſen
ſich den Beſtimmungen unterwerfen, die für Schlichtung von
Streitigkeiten allgemein gegeben werden.

Hirſch fügt dem noch hinzu, es werde dem Vertreterder Regierung richt elingen, zu beweiſen, daß die militäriſchen

Werkſtätten nicht auch zugleich wirtſchaftliche und ſoziale An
85 ſeien. Und ſo lange in denſelben Ueberarbeitung ſtatt
nde, ebenſo wie Frauenarbeit und Lohndruck, ſo lange ſei es

auch nicht zu rechtfertigen, daß man die Staatswerkſtätten vondieſem Geſetze ausſchüede.

Der Paragraph wird ſodann gegen die entſchiedene Linke in
der Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Eine unerhebliche Aenderung wird noch auf Antrag Auer
und von Cuny beidem 8 72a betr. die rheiniſchen Gewerbe
gerichte beſchloſſen, worauf der Reſt des Geſetzes debattelos in
der Faſſung der Kommiſſion angenommen wird.

Morgen 12 Uhr: Nachtragsetat für Oſtafrika (3. Leſung)
pa prite Leſung der Vorlage über die Friedenspräſenz-
tärke.

Gerichtsverhandlungen.
Schöffengericht vom 24. Juni.

1. Wegen öffentlicher Beamtenbeleidigung und Wider-
ſtands gegen die Staatsgewalt war der Bergarbeiter
Fritz Köppe angeklagt. Nach der Beweisaufnahme
wurde er beider Vergehen für ſchuldig befunden und
nach dem Antrage des Amtsanwalts mit Rückſicht auf
ſeine vielen Vorſtrafen zu 6 Monaten Gefängnis ver-
urteilt. Außerdem erhielt er wegen ungebührlichen
Betragens vor Gericht 3 Tage Haft. 2. Der Hand-
arbeiter Emil Schubert mußte wegen Hausfriedens-
bruchs, Beamtenbeleidigung und Widerſtands gegen die
Staatsgewalt, welche er im Rauſche begangen, auf
1 Monat ins Gefängnis ſpazieren. 3. Das Dienſt-
mädchen Gaul, welches beim Kaufmann Franz in
Dienſten geweſen, hatte nach ihrer Angabe von der
Frau alte abgelegte Kleider geſchenkt bekommen. Beim
Abgang hat ſie dieſelben mitgenommen weshalb ſie
von der Franz wegen Diebſtahls angezeigt wurde.
Letztere behauptet dem Mädchen die Sachen nur geliehen
zu haben. Die Beweisaufnahme iſt eine dunkle. Einem
anderen Dienſtmädchen z. B. hat die Frau Franz eine
Schürze. verſprochen, wenn ſie die Wahrheit ſage. Das
Urteil lautete auf Freiſprechung. 4. Die verehelichte
Beifuß wurde von der Anklage der Unterſchlagung frei-
geſprochen. 5. Der Arbeiter Günther, welcher von
ſeinem Schwager, den Arbeiter Zeiſing, bei welchem er in
Schlafſtelle war, eine Taſchenuhr und Broſche „aus
Verſehen“ mitgehen hieß, erhielt einen Monat Gefäng-
nis. 6. Ein ungetreuer Kunde iſt der Maurerlehr-
ling Fr. Fritſche aus Wettin. Beim Kaufmann Heinrich,
bei welchem er öfters Waren entnahm, ſtand er ſchon
länger im Verdacht, ein ſcharfes Auge auf den Jnhalt
der Ladenkaſſe zu haben. Endlich gelang es ihm, den-
ſelben bei der That zu erwiſchen. Zwei Wochen Ge-
fängnis war das Reſultat. 7. Ein Pferd unter-
ſchlagen und eine Uhr ſeinem Schlafkollegen entwendet
zu haben, führte den Keſſelſchmied Fr. Friedrich vor
Gericht. Fr. iſt trotz ſeiner Jugend ſchon ein alter
Sünder. Das Pferd hatte er vom Pferdehändler Roſt
aus Leipzig erhalten und es nach Schkeuditz von hier
aus zu befördern. Bei Ammendorf angekommen, ver-
kaufte er es an die Abdeckerei für 16 Mk., angeblich
weil das Pferd krank war, ſich auch weigerte, mit nach
Schkeuditz zu gehen. Das Urteil lautete auf 6 Monate
Gefängnis. 8. Die verehelichte Pabſt aus Giebichen-
ſtein, welche aus Not eine vom Magſchinenhändler
Wolf gemietete Nähmaſchine für 25 Mk. verſetzte, erhielt
hierfür 1 Woche Gefängnis. 9. Wegen Fundunter-
ſchlagung muß der Arbeiter Sickel aus Halle 3 Mk. Strafe
zahlen. S. hatte einen Siegelring, den ſeine Kinder
gefunden, für 2 M. verkauft. Von ſeinem Nachbar,
welchem er den Ring gezeigt, iſt er ſpäter denunziert
worden, weshalb er heute vor Gericht ſtand.
10. Wegen Entwendung eines halben Schinkens im
Werte von 6 M. hat der kaum dem Kindesalter ent
wachſene Karl Novak ſein Strafregiſter um 3 Monate
vermehrt. N. iſt ſchon einmal wegen Diebſtahl vor
beſtraft. Er iſt einer von denen, welche ſich zur Auf-
gabe machen, die Läden unſicher zu machen. 11. Der
Zimmermann Strübel aus Fienſtedt, 18 Jahre alt,
entwendete dem Buchhalter Vogel ein Jackett im Wertevon 15 M. 1 Monat im Gefängnis kann er über

ſein Vergehen nachdenken. 12. Für 20 Pf.
2 Monate ins Gefängnis zu wandern, hatte die un-
verehelichte Anna Stein beinahe das Glück. Sie iſt
ſchon wegen Diebſtahls mit 6 reſp. 2 Wochen Gefäng-
nis vorbeſtraft worden. Für die Frau Profeſſor
Schwarz, bei welcher ſie in Dienſten ſtand, holte ſie

ſie ſich für 20 Pf. Rotwurſt geben, welche die Herr
ſchaft nicht beſtellt hatte. Die weigerte ſich nun
die Wurſt zu bezahlen, weshalb die Sache zur Anzeige
kam. Wegen Betrugs beantragte der Staatsanwalt
die oben angeführte Strafe. Jn anbetracht des ging
Objektes erachtete der Gerichtshof mit 2 Wochen Ge-
fängnis das Vergehen für geſühnt.

Arbeiterbewegung.
Die Zentral-Kranken- und Sterbe- Kaſſe

der Deutſchen Wagenbauer (E. H. Nr. 8). (Sitz:
Hamburg), eröffnete am Sonntag in Tſchepke's
Reſtaurant hier ihre auf vier Tage r r General-
Verſammlung. Die Tages- Ordnung lautete:1. Wahl eines Bureaus und der verſchiedenen Kom

miſſionen. 2. Berichterſtattung der Kommiſſionen und
Beſchlußfaſſung über deren Anträge. 3. Geſchäfts
bericht des Vorſtandes und Ausſchuſſes über die drei
Verwaltungsjahre 1887, 1888 und 1889. 4. Be-
ratung und Beſchlußfaſſung über Anträge und Ab-
änderung der Statuten. 5. Allgemeine Anträge. 6. Feſt
ſetzung der Gehälter für den Vorſtand. 7. Wahl des
Vorſtandes und der Erſatzmänner. 8. Wahl des Sitzes
für den Ausſchuß nebſt Wahl der Ausſchußmitglieder
und deren Erſatzmänner. 9. Jnnere Kaſſenangelegen-
heiten. Die Verhandlungen wurden heute mittag
geſchloſſen. Unter den vom Vorſtand geſtellten An-
trägen befindet ſich auch ein ſolcher, welcher auf Er
höhung der Beiträge in der II. und III. Kaſſe gerichtet war. Der Vorſtand war ſich bei Stellung des

ſelben darüber klar, daß für das laufende Jahr not-
wendig ein weiteres geſchehen müſſe, um die im erſten
Quartal durch die bekanntlich in ganz Deutſchland
verbreitet geweſene Jnfluenza entſtandene Mehrausgabe
zu decken. Es mußten dem Reſervefonds im erſten
Qnartal Auftretens dieſer epidemiſchen Krank-
heit 13 000 M. entzogen werden. Sonach würden
demſelben im Laufe des Jahres nicht nur die ent-
zogenen 13 000 M. wieder zuzuführen ſein, ſondern,
ſo lange derſelbe nicht vollſtändig beſchafft iſt, noch
das weitere geſetzliche der vereinnahmten Beiträge,
welcher Betrag vorausſichtlich die Summe von 11000
Mark erreichen wird. Es lag nun an der General-
verſammlung, Mittel und Wege finden, um aus dieſer
Klemme herauszukommen. Die einzelnen Beſchlüſſe
hier wiederzugeben, würde zu weit führen, es mag der
Hinweis genügen, daß die hauptſächlichſten Beſchlüſſe
mit großer Majorität gefaßt wurden und die Verſamm-
lung befriedigt auseinanderging.

Der Kaſſierer des Generalausſchuſſes der
Berg- und Fabrikarbeiter der Provinz und
des Königreichs Sachſen, Sachſen-Altenburg, Braun-
ſchweig und Anhalt, Herr Wilhelm Otto (Teuchern),
veröffentlicht folgenden Kaſſenbericht bis Ende
Mai: Einnahmen: Von Halle 8,25, Meuſelwitz 12,00,
Teuchern 15, Makranſtädt 12, Wansleben 6,
Radewell 6,—, Friedrich Walter zu Halle 0,50, Staß-
furt 27, Seeben bei Trotha 6, Theißen 8,
Teutſchenthal 6, Raue-Dölau 13,88, Sammelliſte
Nr. 20 von Teuchern 3,40, Sammelliſte Nr. 89 von
Teuchern 4,55. Summa 129,18 Mark. Ausgaben:
113 Mk. Ueberſchuß 12,82 Mk. Es wird um
fleißiges Fortſetzen dieſer Sammlungen in der geſetzlich
zuläſſigen Art dringend erſucht, ſowie monatlich Quittung
der eingegangenen Gelder und vierteljährliche ſpezielle
Abrechnung der Einnahme und Ausgabe verſprochen.

Aufruf an die Barbiere und Friſeure

Deutſchlands.
Am 19. und 20. Auguſt dieſes Jahres findet in Berlin der

dritte Kongreß unſeres Verbandes der Freien Vereinigungen
ſelbſtändiger Barbiere, Friſeure und Perückenmacher Deutſch
lands ſtatt.

Täuſchen wir uns nicht über unſere traurige Lage hinweg,
als ob wir mit unſerer Scheinexiſtenz, auf unſere Selbſtändig-
keit pochend, in der beſten aller Welten lebten. Hinweg mit
dieſer Täuſchung, mit dieſem Trugbild, die durch den Dünkel,
der in ſo ausgedehntem Maße bei unſeren Kollegen vorhanden
iſt, hervorgerufen werden. Werden wir uns endlich bewußt,
daß wir nicht durch Vertuſchung der wahren Zuſtände unſeres
Berufes, nicht durch Billigkeitsrückſichten unſere gerechten
Forderungen in Erfüllung gehen ſehen, wie uns dies die Führer
der Jnnungsbewegung alljährlich auf ihren Kongreſſen bei
welchen Trink- und Schmausgelage und am Schluſſe ein Ball
die Hauptſache iſt in ihrer ſervilen Weiſe begreiflich machen
möchten. Die Not ableugnen, wo wir ſo tief in Sorgen und
Elend ſtecken!

Kollegen, iſt es angeſichts der Thatſachen, wie unſere Ein
nahmen zu den Ausgaben, den notwendigſten Ausgaben des
Geſchäftsbetriebes, des Haushaltungsbudgets in kraſſem Ver
hältniſſe ſtehen, nicht ein Hohn, eine Beleidigung, wenn man
uns in ſolch plumper Weiſe über die Wahrheit unſerer traurigen
Lage mit Hinweis auf die Fleiſchtöpfe der Zunft im Mittelalter
hinwegtäuſchen will

Kollegen, beweiſt die Nichtigkeit dieſer trügeriſchen Hoffnungen,
die man uns nun ſchon ſeit Jahren in Geſtalt der Jnnungen
vorgeſpiegelt, die niemals verwirklicht werden können, da ſie in
direktem Widerſpruch zu der wirtſchaftlichen Entwicklung ſtehen.
Zeigt, daß Jhr zu ſelbſtändigen, denkenden Männern heran
gereift ſeid, die nicht noch länger gewillt ſind, ſich blindlings
dem Vertrauensduſel der Jnnungsbewegung hinzugeben.
Bey Kollegen, organiſiert Euch! Auf zum Kongreß nach

erlin.
Gleichzeitig appellieren wir an das Solidaritätsgefühl der

ſämtlichen Gewerkſchaften Deutſchlands mit der Bitte, unſere

beim Fleiſchermeiſter Werner Fleiſchwaren. Hierbei ließ
Sache auch r. der ihrigen zu machen und in allen Orten, wo
noch keine einigung von uns iſt, in geeigneter Weiſe für



uns zu wirken. Gewiß iſt dies den Genoſſen ein leichtes, ge-
legentlich bei Jnanſpruchnahme der Bedienung bei unſeren
Kollegen auf unſere Bewegung hinzuweiſen. Es mag dies Ver
langen im erſten Augenblick etwas ſonderbar erſcheinen, aber
ſoweit das Verwandte anderen Berufen des Betriebes gegen
über in betracht gezogen wird, wird jeder dies natürlich finden
und es ſich dann erklären können, daß es uns an Verbindungen,
an Adreſſen von vertrauten Kollegen fehlt, daher auch die Er
ſcheinung, daß wir noch in ſo wenig Städten vertreten ſind.
Und gerade in den großen Städten, wo unſere Kollegen zum
größten Teil in den Arbeitervierteln ihren Geſchäftsbetrieb aus
üben, iſt es den Genoſſen an die Hand gegeben, unſere Kollegen
auf unſere Bewegung aufmerkſam zu machen, welches unzweifel-
haft von Erfolg ſein wird, da der größte Teil unſerer Kollegen
von unſerer Organiſation noch nichts weiß und es nur des
Hinweiſes bedarf, um ſich in ihrer Proletarier-Stellung uns
anzuſchließen.

Die ſchon auf feſter Grundlage beſtehenden Gewerkſchaften
müſſen den im Werden begriffenen helfen, die Großen die
Kleinen unterſtützen, damit es zur Wahrheit wird, daß ſämtliche
Branchen in den nächſten Jahren nicht allein auf Grundlage
der freien Gewerkſchaftsorganiſation organiſiert, ſondern auch
mindeſtens derſelben als Mitglieder angehören.

Anfragen und Mitteilungen ſind zu richten an unſeren Ver
bandsvorſitzenden Hans H. Harder, Dresden, Pragerftr. 46.

Sämtliche Arbeiterzeitungen, ſowie Gewerkſchaftsblätter werden
dringend um teilweiſen oder vollſtändigen Abdruck des Auf
rufes gebeten.

Vermiſchtes.
Ein ſehr intereſſanter Jmpfſtrafprozeß

ſpielte ſich vor dem Schöffengericht in Breslau ab.
Ein Gerichtsbeamter hatte das über ihn wegen Unter-
laſſung der Jmpfung ſeines Kindes verhängte Straf-
mandat in Höhe von 3 M. bezahlt. Als ihm wegen
fortgeſetzter Weigerung weitere zwei Strafmandate in
Höhe von je 6 M. zugingen, rief er die Entſcheidung
des Gerichts an und dieſes ſprach ihn frei, indem es
die Gründe des Angeklagten im weſentlichen ſich zu
eigen machte. Das Jmpfgeſetz drohe in S 14 nur eine
Geldſtrafe, nicht wiederholte Geldſtrafen an. („Eltern,
Pflegeeltern und Vormünder, deren Kinder und Pflege
befohlenen ohne geſetzlichen Grund und trotz erfolgter
amtlicher Aufforderung der Jmpfung oder der ihr
folgenden Geſtellung entzogen geblieben ſind, werden
mit Geldſtrafe bis zu 50 M. oder mit Haft bis zu
drei Tagen beſtraft.“) Der Reichstag habe kein
Zwangsgeſetz ſchaffen wollen, was aus den das Jmpf-
geſetz betreffenden Reichstagsverhandlungen hervorgehe.
So habe man den urſprünglichen Titel des Geſetzes
„Geſetz über den Jmpfzwang“ in „Jmpfgeſetz“ um
gewandelt, und ſo habe der Abgeordnete Dr. Löwe,
der Vater jenes Geſetzes, geäußert: „Von einem ab-
ſoluten Zwange der Jmpfung kann ſchon gar nicht
mehr die Rede ſein, vielmehr iſt der Zwang nur noch
eine auf das Nichtimpfen gelegte Steuer“; ebenſo habe
der Abg. Dr. Reichenſperger geäußert: Nun, dann
kann man ſich wenigſtens loskaufen.“ Das Gericht
ſprach, wie geſagt, den Angeklagten frei. Da die
Staatsanwaltſchaft Berufung eingelegt hat, darf man
auf den rechtskräftigen Ausgang der Sache geſpannt ſein.

Eine wirkliche Heldenthat iſt vor einigen Wochen,
wie der „Frankf. Ztg.“ aus Newyork geſchrieben wird,
von einem Maſchiniſten der „Lackawanna und Weſtern
Eiſenbahngeſellſchaft“ vollbracht worden. Es handelte
ſich um die Rettung eines anderen gefährdeten Lebens.
Die Szene der Heldenthat iſt die zwiſchen Bennet und
Pittſton (beide in Pennſylvanien) liegende Strecke der
genannten Eiſenbahn. Als der von dem betreffenden
Maſchiniſten (deſſen Name bis jetzt noch unbekannt ge-
blieben iſt) geführte Expreßzug auf der von Felsblöcken
eingeſäumten Strecke eine Kurve beſchrieb, bemerkten
Maſchiniſt und Heizer in verhältnismäßig geringer Ent
fernung ein kleines Kind, welches in der Mitte des Ge
leiſes ſaß und ſorglos ſpielte. Neben dem Kinde, einem
kleinen blondgelockten Mädchen, ſtand eine hölzerne
Miniaturſchiebkarre, mit Feldblumen angefüllt. Es war
unmöglich, den mit einer Geſchwindigkeit von 55 (engl.)
Meilen per Stunde heranbrauſenden Zug durch Ab-
ſchließen des Dampfes zum Halten zu bringen, bevor
das Kind erreicht war. Dieſe Erwägungen ſchoſſen
blitzſchnell durch den Kopf des jungen Helden, denn
kaum war er des Kindes anſichtig geworden, als er
dem Heizer zurief, den Dampf abzuſchließen, während
er ſelbſt ſeinen gewöhnlichen Standort verließ, bis zur
äußerſten Spitze der Lokomotive lief und mit der Ge-
ſchicklichkeit eines Seiltänzers an den Stäben des cow-
catcher“, jener großen fächerförmigen, zum Wegräumen
von kleinen Hinderniſſen beſtimmten Vorrichtung, hinab-
kletterte, bis er faſt den Boden erreicht hatte. Alles

e h eF S

das war das Werk einer Sekunde. Nun klammerte
er ſich mit den Beinen an das eiſerne Stabwerk des
cow-cateher, ſtreckte den Oberkörper, faſt wagrecht über
dem Boden liegend, und die geöffneten Arme weit aus,
um das Kind aufzufangen. Das ungeheuerliche Wag-
ſtück gelang in der That. Im richtigen Moment packte
der Held das Kind, hob es mit wahrer Rieſenkraft
empor, hielt es einen Augenblick in den Händen und
ſchleuderte es in ein Gebüſch am Wege, wo es unver-
ſehrt landete.

Ueber Wahlbrutalitäten der Ordnungs-
mäuner erhält die Thüringer Tribüne“ folgende
mit „Max Karger“ unterzeichnete Zuſchrift Jn betreff
der Vieſelbacher Schlägerei teile ich ihnen mit, daß
nicht der Vizebürgermeiſter mit dem Bierſeidel ge
worfen hat, ſondern Richard Stegmann, ein noch nicht
Wahlberechtigter, und iſt in dieſer Sache auch ſchon
einmal Termin geweſen. Genoſſe Weiſe, welcher den
Schlag erhalten hat, iſt drei Wochen arbeitsunfähig
geweſen, jetzt iſt er aber fort und kann ich Jhnen leider
das Nähere nicht mitteilen, er hat die Sache hier der
Staatsanwaltſchaft übergeben, dieſe aber hat es an
das Amtsgericht nach Vieſelbach abgegeben. Der Vize
bürgermeiſter Haaſe iſt aber derjenige, welcher auf-
ſtand und mit dem Rufe auf uns zukam: Schlagt die
Hunde tot und ſchmeißt ſie raus.“ Hierauf ſtürmte
er die Rednertribüne, wobei ihm der überwachende
Beamte auswich. Jch wollte den Vizebürgermeiſter
nicht auf die Rednertribüne herauf laſſen, da ſchlug
er mit beiden Fäuſten wie ein wildes Tier um ſich,
wobei ich einen Schlag vors linke Ohr bekam, daß ich
acht Tage nicht arbeiten konnte vor Ohrenſauſen.
Ich war ziemlich vier Wochen in ärztlicher Behand
lung und habe mir ein Zeugnis darüber ausſtellen
laſſen, welches ich mit abgegeben habe, als ich Straf-
antrag bei der Staatsanwaltſchaft gegen den Vize-
bürgermeiſter ſtellte, auch habe ich heute noch Schmerzen
in dem Ohr und höre immer noch nicht ſo gut wie
früher trotzdem ich den Strafantrag ſchon Mitte
März geſtellt habe, habe ich bis jetzt noch gar keine
Nachricht darüber wie's mit der Klage ſteht. Der
überwachende Beamte ſoll eine Strafſtelle im Thüringer
Walde bekommen haben.

Von einer Superinteudentin in den Tod ge
trieben. Die „Kyritzer Ztg.“ ſchreibt: „Die ſeit dem
9. Mai bei dem Superintendenten Krätſchell im Dienſt
befindliche Auguſte Grubbert aus Perleberg, einzige
Tochter des dortigen Stadtmuſikus Grubbert, hat ſich
am Dienstag früh in der Jägelitz, nahe der Markurth-
ſchen Mühle, ertränkt. Während die Dienſtherrſchaft
der jugendlichen, erſt 17 jährigen Selbſtmörderin in
den letzten Tagen wiederholt Anfälle von Geiſtesſtörung
bei dem Mädchen bemerkt haben will, giebt man hier
allgemein mit großer Entrüſtung der Vermutung Aus
druck, das das bedauernswerte Mädchen aus Ver-
zweiflung über die ſchlechte Behandlung, die ſie ſeitens
ihrer Dienſtherrin erfahren haben ſoll, den Tod geſucht
hat.“ Hierzu bemerkt die Berliner „Volkszeitung“:
Die Klatſchbaſen in Kyritz wiſſen nicht, was ſie thun.
Eine Frau Superintendentin ſollte ihr Dienſtmädchen
in den Tod gejagt haben? Unmöglich Hofprediger
Stöcker wird's bezeugen.

Jn einer komiſchen Verlegenheit befand ſich
eine Abteilung des Schöffengerichts in Berlin bei Ge
legenheit einer Anklage wegen un befugten W affe n
tragens, welche ſich gegen ein junges Mädchen
richtete. Die Angeklagte, welche den Nachſtellungen
eines Hausgenoſſen ausgeſetzt war, hatte eines Abends,
als der letztere in ihr Zimmer zu dringen verſuchte,
einen geladenen Revolver in die Luft gefeuert, um den
ihr unbequemen Menſchen zu erſchrecken.
deshalb unter der Anklage eines Verſtoßes gegen das
Sozialiſtengeſetz, wurde aber freig ſprochen, weil in
einer ſolchen Aufbewahrung des Revolvers im Hauſe
nicht ein unbefugtes Waffen,Tragen“ im Sinne des
Geſetzes erblickk werden kann. Weniger einfach war
die Entſcheidung der Frage, wie nun der beſchlag-
nahmte Revolver der Angeklagten wieder zurückgegeben
werden könnte. Die einfache Uebergabe der Waffe an
die Angeklagte hielt das Schöffengericht doch für be-
denklich, da dieſelbe dann unter Umſtänden auf dem
Wege nach Hauſe ſich wieder eine Anklage wegen un-
befugten Waffentragens zuziehen könnte. Derſelbe Ge-
ſichtspunkt mußte auch zur Verwerfung eines Vor-
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man das Auskunftsmittel, der Angeklagten den Revolver
durch einen Gerichtsdiener zu überſchicken, welcher durch
einen beſonderen Laufzettel davor geſchützt werden ſoll
dem Sozialiſtengeſetze zu verfallen.

Politik in der Schule. Zu dieſem von uns
ſchon öfters erörterten Kapitel liefert die „Reform“
folgenden Beitrag, „Ein in der Eduardſtraße in Eims.
büttel wohnender Mechaniker mit großer Familie ſtellte
kürzlich beim Schulvorſtand den Antrag auf Ermäßigung
des Schulgeldes für ſeine Kinder, erhielt aber vom
Vorſteher die Antwort, daß darauf wohl nicht ein
gegangen werden könne, weil er, der Mechaniker, be
der letzten Reichstagswahl gegen die Wahl des Herrn
Woermann agitiert habe. Auf ein erneutes Geſuch
beim Hauptlehrer der betreffenden Schule bekam der
Mechaniker den Beſcheid, daß erſt eine gründliche
Unterſuchung eingeleitet werden würde, um feſtzuſtellen
ob er etwa zu den „Aufwieglern“ und „Hetzern“ ge
höre. In dieſem Falle würde ſein Geſuch ſchwerlich
Berückſichtigung finden. So weit iſt es alſo gekommen
daß in der Schule die Bedürftigkeit der Kinder nach
der politiſchen Ueberzeugung der Eltern abgemeſſen wird.“

Eingeſandt.
Daß unſere Stadt Halle in den letzten 20 Jahren

große Fortſchritte in der Verſchönerung gethan hat, iſt
wohl unzweifelhaft. Aber wer Gelegenheit hatte, den
letzten Jahrmarkt zu beſuchen, der würde wohl mit dem
Kopfe ſchütteln und ſagen: Es iſt und bleibt doch
DreckHalle. Wie iſt es aber nur möglich geweſen, daß
ein Tag Regenwetter den ſonſt ſo trocken und hoch
gelegenen Platz im Nu vollſtändig unpaſſierbar machen
konnte. Einſender dieſer Zeilen findet den Grund einzi
und allein darin, daß die Erbauer des Pferdebahn-
depots den lehmigen Boden, um Erſparniſſe der Ab-
fuhre zu machen, denſelben auf hieſigem Roßplatze auf
gefüllt, und nur dabei den Punkt ins Auge gefaßt
haben: hier wirſt du recht billig das Erdreich los. Na-
türlich, wie es ſich nun herausſtellt, auf Koſten der
kleinen Geſchäftsleute auf dem Jahrmarkte. Jch gehe
von dem Standpunkte aus: wenn die Stadt das Recht
auf Erhebung von Standgeld beſitzt, dann hat ſie auch
die Pflicht, den Leuten dadurch entgegenzukommen, daß
man den Platz dermaßen in Stand ſetzt, daß derſelbe
wenigſtens paſſierbar iſt und ſo die Verkäufer die
Garantie haben, wenigſtens ihr Standgeld einnehmen
zu können. Wir hoffen, daß wenigſtens zum bevor
ſtehenden großen Herbſtmarkte Abhilfe geſchaffen wird,
denn da die Stadt Halle ſelbſt im Beſitz einer Sand-
grube iſt, wird es wohl auf einige hundert Fuhren
Kies nicht ankommen.

S kEin Halleſcher Bürger.
Standesamtliche Nachrichten.

Halle, 24. Juni.
Aufgeboten: Der Former Auguſt Adam Albert Knöchel

und Luiſe Albertine Knöchel (Steinweg 27a und Mangsfelder
ſtraße 41). Der Handarbeiter Wilhelm Theodor Naumann und
Hulda Amalie Marie Lambeck (kl. Steinſtraße 5 und Martins
berg 8b). Der Kaufmann Karl Philipp Adam Höfer und
Friederike Emilie Hahn (Halle und Lochau). Der Handarbeiter
Johann Drozdol und Viktoria Kubitza (Zöberitz). Der Tiſchler
meiſter Georg Friedrich Beck und Luiſe Henriette Lehmann
(Halle und Dorf Alsleben.) Der Chauſſee Arbeiter Auguſt
Friedrich Lichtenfeld und Chriſtiane Marie Hoffmann (Senne
witz und Morl). Der Arbeiter Joſefus Bonzel und Anna
Marianne Pislewicz (Queis.

Eheſchließungen: Der Kaufmann Friedrich Jung und
Roſalie Johanne Auguſte Reiße (Thomaſiusſtr. 5 und Franke
ſtraße 2). Der Prokuriſt Karl Friedrich Auguſt Berthold
Müldener und Johanna Julie Olga Bertha Schimmelpfennig

Sie ſt an d Nordhauſen und Parkſtr. 13). Der Landwirt Friedrich Karl
Bolze und Marie Franziska Küchelbecker (LQuellendorf). ch Eandwehrker um

Geboren: Dem Handarbeiter Oskar Krickemeyer eine T.
Klara Martha (Saalberg 22). Dem Handarbeiter Karl
Behrendt eine T. Marie Bertha Paula (Liliengaſſe 3). Dem
Tapezierer Karl Kröbel ein S. Guſtav Otto (Schwetſchkeſtr. 2).
Dem Handarbeiter Franz Städter ein S. Friedrich Fran
Merſeburgerſtr. 30). Dem Maler Karl Elſter ein S. Ern

Hermann Bruno (Magdeburgerſtr. 47). Dem Schneidermeiſter
Hugo Blume eiue T. Elsbeth Helene (Dorotheenſtr. 14). Dem
Schneidermeiſter Franz Feierabend eine T. Elſa Luiſe (gr.
Wallſtr. 35/39). Dem Kunſt und Handelsgärtner Wilhelm
Roſch eine T. Helene Margarethe Elſa (Steinweg 27).

Geſtorben: Des Reſtaurateur Friedrich Schiepe S. Georg
5. J. Liebenauerſtr. 9. Der Arbeiter Dominikus Haniſch
(Breiteſtr. 37). Der Handarbeiter Karl Drobny 34 J. (Klinih)
Des Stellmacher Friedrich Kretſchmar S. Hermann Max 5 M.ſchlages der Angeklagten führen, ihr den Revolver mit (Schmiedſtr. 14). Ein unehel. S.

Freyberg's Garten.
Donnerstag den 26. Juni abends 8 Uhr
615)] grosses
Familien-Frei- Konzert.
Dieſe Konzerte finden jed. Donnerstag ſtatt.

Giebichenstein.
Wo kauft man die beſten

und billigſten Uhren, Gold-

Ibrren- I
mit Kontrollmarke, echt

21. Geiſtſtraße 21.
e r

waren und Brillen
Bei Paul Lorenz,

Giebichenſtein,
Burgſtr. 51 und Reilſtr. 4.

akulakur
iſt zu haben in der

Bekanntmachung.
Trotz 12 jähriger Arbeitsdauer von der kgl.

Zentralwerkſtatt gemaßregelt, beabſichtige ich
mich ſelbſtändig zu machen. Jch empfehle mich
daher allen Freunden und Genoſſen ſowie einem
geehrten Publikum von Halle und Umgegend

zur Anfertigung von Maler-
519] und Kuſtreicherarbeiten.

Fr. Köhler, Maler, Kaulenberg 3.

Beste Berliner Schmierseife
per Pfd. 20 Pf. [719Alle Sorten Waſchſeifen

nur von den beſten zu den billigſten Preiſen.

A. Stemmler
Wuchererſtr. 42 a.

718) Zwei anſtändige Schlafſtellen offen

Giebichenſtein, Triftſtr. 274.

Volksblatt Expedition.
T ar r entlaufen.egen Belohnung abzugeben S 2er r Küche nebſt Zubeh. 30 Thlr. ſof.

Stube, Kammer, Küche nebſt Zubeh. f. 45 Thlr.

z. bez. Giebichenſtein, Trothaerſtr. 27
Redaktion von Rich. Jllge, Verlag von Aug. Groß, Druck von Benthin Comp., ſämmtlich in Halle a. S. J

Dienſtmannes zuzuſtellen. Schließlich fand
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